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nung und Protokolle nieman-

dem, auch Sommer nicht be-

kannt sind, soll „unterhalb des 

Wahrnehmungshorizontes der 

Öffentlichkeit agieren“. 

„Küchengespräche und Kun-

gelei führten in der Vergan-

genheit dazu, den Neustart der 

Endlagersuche mit Gorleben 

zu belasten. Mit der Ad-hoc 

Arbeitsgruppe wird der ausge-

tretene Pfad einer intranspa-

renten Atommüllpolitik nicht 

verlassen. (…) Wenn das der 

sogenannte ‚lernende Prozess‘ 

der Endlagerkommission ist, 

dann wird deutlich, dass das 

Lernen und die Öffentlich-

keitsbeteiligung da eine Gren-

ze hat, wo es um Entschei-

dungen geht. So wird niemals 

Akzeptanz geschaffen, damit 

wird Protest provoziert“, re-

sümiert BI-Sprecher Wolfgang 

Ehmke. 

Konsequenterweise spreche 

Sommer von einer Scheinbe-

teiligung der Öffentlichkeit 

und sehe darin gar eine Stra-

tegie, die darauf ausgerichtet 

sei, „nur ja keine Beteili-

gungsgelüste aufkommen zu 

lassen“ – diesbezüglich sei die 

Arbeit bislang sehr erfolg-

reich. Ehmke: „Dieses Vorge-

hen muss ein Ende haben, un-

durchsichtige Absprachen füt-

tern den Verdacht, dass in Sa-

chen Endlagerung alles hinter 

den Kulissen entschieden 

wird.“ 

Die Bürgerinitiativen und die 

Organisation .ausgestrahlt wol-

len parallel zur Veranstaltung 

der Endlagerkommission eine 

eigene Veranstaltung mit ei-

genen Verfahren der Öffent-

lichkeitsbeteiligung durchfüh-

ren.  

 
Atommüll 
 

Stilllegung und 
Rückbau des 
AKW Isar 1/Ohu 
 
Das Genehmigungsverfahren 

für die Stilllegung und den 

Rückbau des Blocks 1 des 

Atomkraftwerks Isar 1/Ohu 

soll laut Genehmigungsbehör-

de Ende 2015/Anfang 2016 

abgeschlossen sein. Das er-

klärt die Bundesregierung in 

einer Antwort (Bundestags-

drucksache 18/4291 vom 12.3. 

2015 [1]) auf eine Kleine An-

frage der Bundestagsfraktion 

Die Linke. Derzeit laufe zu-

dem ein Änderungsgenehmi-

gungsverfahren für die ver-

kehrsrechtliche Zulassung ei-

ner modifizierten Ausführung 

des Transport- und Lagerbe-

hälters Castor V/52. Mit einer 

Genehmigung sei im Laufe 

des Jahres 2016 zu rechnen. 

Nach der Katastrophe von 

Fukushima war das Atom-

kraftwerk (AKW) Isar 1/Ohu 

vom Typ Siedewasserreaktor 

per Atomgesetz abgeschaltet 

worden. Inzwischen ist der 

Rückbau des Atomkraftwerks 

geplant. Entsprechende An-

träge hat der Betreiber bei der 

zuständigen Atomaufsicht in 

Bayern eingereicht. [2] 

Noch immer befinden sich 

1.734 der hochradioaktiven 

Brennelemente aus dem Be-

trieb des Siedewasserreaktors 

im Nasslager des Reaktorge-

bäudes. Eine aus sicherheits-

technischen Gründen sinnvol-

le Auslagerung der Brennele-

mente konnte bislang nicht er-

folgen, weil die dazu erforder-

lichen Castorbehälter für die-

sen Reaktortyp bislang noch 

immer nicht genehmigt sind, 

geschweige denn in der erfor-

derlichen Stückzahl zur Ver-

fügung stehen. Den Angaben 

der Bundesregierung zufolge 

werden dafür 34 der Castor-

Behälter benötigt. 

Nach Information der Frage-

steller gehen die Behörden 

trotzdem davon aus, dass die 

Auslagerung etwa bis zum 

Jahr 2016 bzw. 2017 erfolgen 

soll. 

Solange hochradioaktive Kern-

brennstoffe in der Anlage sind, 

müssen eine Vielzahl von 

Schutzeinrichtungen betrieben 

werden, die Kritikalitätsunfäl-

le verhindern und die Kühlung 

gewährleisten. Baumaßnah-

men stellen damit grundsätz-

lich erhöhte Risiken dar, so-

lange hochradioaktive Brenn-

stoffe in der Anlage sind. Der 

Rückbau sollte daher mög-

lichst erst stattfinden, wenn 

die Anlage vollständig frei 

von hochradioaktiven Brenn-

stoffen ist, meint die Fraktion 

Die Linke. 

Die Bundesregierung ist nicht 

dieser Ansicht und meint, die 

Stilllegung und der Abbau ei-

nes Kernkraftwerkes sei „ein 

komplexes Vorhaben, das in 

mehreren Phasen“ ablaufe. Die-

se Phasen müssten in den ein-

zelnen Genehmigungsschritten 

vom Betreiber in den zugehö-

rigen Antragsunterlagen darge-

legt werden, wobei „auch 

mögliche Auswirkungen zu 

untersuchen, die Einhaltung 

der Schutzziele nachzuweisen 

und entsprechende Vorkeh-

rungen zur Verhinderung ne-

gativer Einwirkungen darzu-

legen“ seien. Erst nach erfolg-

ter Prüfung und Erteilung der 

jeweiligen Genehmigung könn-

ten die einzelnen Schritte um-

gesetzt werden. Die Umset-

zung unterliege der staatlichen 

Kontrolle durch die zuständi-

ge Behörde und dadurch sei 

sichergestellt, dass die erfor-

derliche Schadensvorsorge zur 

Verhinderung der angespro-

chenen Szenarien gewährleis-

tet wird. 

Als Stilllegungsabfälle wer-

den im Mittel circa 5.000 Ku-

bikmeter (hoch-)radioaktiver 

Abfall je Leichtwasserreaktor 

erwartet, heißt es weiter in der 

Antwort der Bundesregierung. 

Diese sollen konditioniert und 

die Abfallgebinde anschlie-

ßend zwischengelagert wer-

den. Die Kapazitäten in den 

deutschen Zwischenlagern sei-

en nach gegenwärtigem Stand 

ausreichend, sodass die Errich-

tung eines neuen Lagers nicht 

vorgesehen sei. 

Im übrigen ist die Bundesre-

gierung der Meinung, das 

nunmehr rechtskräftige Urteil 

des Oberverwaltungsgerichts 

Schleswig habe nur für das 

Zwischenlager Brunsbüttel un-

mittelbare rechtliche Auswir-

kung. Bei der Genehmigungs-

erteilung im Jahr 2003 für das 

Standortzwischenlager Bruns-

büttel habe es aus Sicht des 

Gerichts zwar ein Ermitt-

lungs- und Bewertungsdefizit 

in Bezug auf Einwirkungen 

Dritter, insbesondere Terror-

angriffe gegeben, das Gericht 

habe aber keine Sicherheitsde-

fizite des Zwischenlagers 

Brunsbüttel festgestellt. Bund 

und Länder seien gemeinsam 

der Auffassung, dass keine 

Erkenntnisse vorliegen, die 

die rechtskräftigen Genehmi-

gungen an anderen zentralen 

und dezentralen Zwischenla-

gern infrage stellen. 

1. Bundestagsdrucksache 18/4291 

vom 12.3.2015, 

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/042/1804291.pdf 

2. Bayer. Staatsministerium für 

Umwelt und Verbraucherschutz, 

www.stmuv.bayern.de/umwelt/re

aktorsicherheit/genehmigung/kki

_1.htm   

 
Atommüll 
 

„Die Reise zum 
sichersten Ort 
der Erde“ 
 
Ein Film über die absurde 
Suche nach einem siche-
ren Endlager für Atom-
müll 
 
Einen Film über die Suche 

nach einem sicheren Endlager 

für die sogenannten hochradi-

oaktiven (besser: wärmeent-

wickelnden) Hinterlassenschaf-

ten des Atomzeitalters hat der 

Schweizer Regisseur Edgar 

Hagen gedreht. Unschädlich für 

Mensch und Umwelt sollen 

die inzwischen mehrere hun-

derttausend Tonnen betragen-

den wärmeentwickelnden Atom-

abfälle für Tausende von Jah-

ren endgelagert werden – so 

jedenfalls der Anspruch. Doch 

so ein Endlager existiert nicht, 

während die Produktion von 

Atommüll ungebrochen fort-

gesetzt wird. Der in der 

Schweiz lebende, inzwischen 

70 Jahre alte Nuklearphysiker 

und international vernetzte 

Endlagerprotagonist Charles 

McCombie und einige seiner 
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